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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/3196 — 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 24. Februar 1988 zur Bekämpfung 
widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen 
Zivilluftfahrt dienen 


A. Problem 

Das Montrealer Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtli- 
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt vom 
23. September 1971 und das Haager Übereinkommen vom 16. De- 
zember 1970 dienen im wesentlichen der weltweiten Verfolgung 
von Gewaltakten, die gegen im Flug bzw. im Einsatz befindliche 
Luftfahrzeuge gerichtet sind. Diese von der Bundesrepublik 
Deutschland ratifizierten Übereinkommen bedürfen der Ergän- 
zung, damit auch eine effektivere Bekämpfung solcher Gewaltakte 
möglich wird, die auf internationalen Zivilflughäfen begangen 
werden und sich nicht speziell auf im Einsatz befindliche Luftfahr- 
zeuge beziehen. 


B. Lösung 

Das am 24. Februar 1988 in Montreal beschlossene Protokoll zur 
Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen auf Flug- 
häfen, die der internationalen Zivilluftfahrt dienen, beinhaltet die 
notwendigen Ergänzungen des Montrealer Übereinkommens vom 

23. September 1971. 

Der Gesetzentwurf dient der Ratifikation des Protokolls vom 

24. Februar 1988. 
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Einstimmige Annahme im Ausschuß bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD und der Vertreter der Gruppe der PDS/Linke 
Liste und der Gruppe BÜNDNIS 90/DEE GRÜNEN 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/3196 — imverändert anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 20. Januar 1993 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Hermann Bachmaier Klaus-Heiner Lehne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 12/4345 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bericht der Abgeordneten Hermann Bachmaier und Klaus-Heiner Lehne 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zu dem Protokoll vom 24. Februar 
1988 zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger 
Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen 
Zivilluftfahrt dienen — Drucksache 12/3196 — in 
seiner 107. Sitzung vom 24. September 1992 in erster 
Lesung beraten und im vereinfachten Verfahren zur 
federführenden Beratung an den Rechtsausschuß 
sowie an den Auswärtigen Ausschuß, den Innenaus- 
schuß und den Ausschuß für Verkehr zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
Sitzung vom 29. Oktober 1992 beraten und einstimmig 
— bei Abwesenheit des Vertreters der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN — empfohlen, dem Gesetzent- 
wurf zuzustimmen. Der Auswärtige Ausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner 57. Sitzung beraten und ihm 
einstimmig zugestimmt. Auch der Innenausschuß hat 
auf der Grundlage seiner Sitzung vom 20. Januar 1993 
empfohlen, der Vorlage zuzustimmen. 

Im Rechtsausschuß wurde der Gesetzentwurf in der 
63. Sitzung vom 20. Januar 1993 beraten. Der Aus- 
schuß empfiehlt einstimmig — bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der SPD und der Vertreter der Gruppe 
der PDS/Linke Liste und der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN — die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung dient der 
Ratifikation des Protokolls vom 24. Februar 1988, das 
das Montrealer Übereinkommen zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit 
der Zivilluftfahrt vom 23. September 1971 (BGBl. 1977 
II S. 1229) und das Haager Übereinkommen vom 
16. Dezember 1970 (BGBl. 1972 II S. 1505) ergänzt. 
Diese beiden von der Bundesrepublik Deutschland 
ratifizierten Übereinkommen betreffen im wesentli- 
chen Gewaltakte, die gegen im Flug bzw. im Einsatz 
befindliche Luftfahrzeuge gerichtet sind. Das Proto- 
koll vom 24. Februar 1988 beinhaltet ergänzende 
Bestimmungen, die weltweit eine effektivere Be- 
kämpfung krimineller Gewaltakte ermöglichen sol- 
len, die auf internationalen Zivilflughäfen begangen 
werden und sich nicht speziell auf im Einsatz befind- 
liche Luftfahrzeuge beziehen. Das Protokoll vom 
24. Februar 1988 besteht aus einer Präambel und neun 
Artikeln. In der Präambel werden die allgemeinen 
Ziele des Protokolls dargelegt. In Artikel I wird klar- 
gestellt, daß das Protokoll das Montrealer Überein- 


kommen vom 23. September 1971 ergänzt und mit 
diesem als eine einzige Übereinkunft angesehen und 
ausgelegt wird. Das Protokoll enthält sodann die 
Verpflichtung der Vertragsstaaten, die Handlungen, 
die in dem gemäß Artikel II des Protokolls in das 
Montrealer Übereinkommen neu eingefügten Arti- 
kel 1 bis genannt sind, mit schweren Strafen zu 
bedrohen. Artikel III begründet die Verpflichtung der 
Vertragsstaaten, eine subsidiäre Strafgerichtsbarkeit 
für den Fall zu begründen, daß sich der Verdächtige in 
ihrem Hoheitsgebiet befindet und nicht an einen 
anderen Staat ausgeliefert wird. Artikel IV bis Arti- 
kel IX beinhalten schließlich u. a. Verfahrensregelun- 
gen hinsichtlich der Unterzeichnung, der Ratifikation, 
des Inkrafttretens und der Kündigungsmöglichkeiten 
des Protokolls. 

Im Rechtsausschuß wurden sowohl das Protokoll vom 
24. Februar 1988 als auch das vorliegende Ratifizie- 
rungsgesetz einmütig begrüßt. Es wurde die Notwen- 
digkeit der Ergänzung des Montrealer Protokolls vom 
23. September 1971 hervorgehoben, da auch auf 
internationalen Zivilflughäfen begangene kriminelle 
Gewaltakte, die sich nicht speziell auf im Einsatz 
befindliche Luftfahrzeuge beziehen, weltweit effektiv 
bekämpft werden müßten. Die Fraktionen und Grup- 
pen im Ausschuß verwiesen übereinstimmend darauf, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland neue mate- 
riell-rechtliche Vorschriften zur Umsetzung des Proto- 
kolls nicht erforderlich seien, weil die in dem Protokoll 
genannten Handlungen bereits durch die Straftatbe- 
stände des Strafgesetzbuchs (§§ 211, 212, 223, 223a, 
224, 226, 303, 304, 311, 315, 316b) erfaßt seien. 

Auch die Fraktion der SPD und die Vertreter der 
Gruppe der PDS/Linke Liste und der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN stimmten der Vorlage in der 
Sache zu. Sie übten jedoch Stimmenthaltung, weil 
nach ihrer Auffassung zu dem Gesetz die Zustimmung 
des Bundesrates gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG erfor- 
derlich sei und deshalb die Eingangsworte entspre- 
chend der Stellungnahme des Bundesrates (Druck- 
sache 12/3196, S. 12, Anlage 2) um die Worte „mit 
Zustimmung des Bundesrates" zu ergänzen seien. 
Die Koalitionsfraktionen sind dieser Auffassung aus 
den in der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates (Drucksache 
12/3196, S. 12, Anlage 3) genannten Gründen nicht 
gefolgt. 


Bonn, den 11. Februar 1993 

Hermann Bachmaier Klaus-Heiner Lehne 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0722-8333 


